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die Verhinderung der Unterstützung für solche bewaffneten
Gruppen;

b) in Zusammenarbeit mit der Mission der Organisation
der Vereinten Nationen in der Demokratischen Republik Kon-
go umgehende Schritte zur Entwaffnung und Wiederansied-
lung oder Rückführung ausländischer bewaffneter Gruppen zu
unternehmen, die weiterhin eine Bedrohung des regionalen
Friedens darstellen und Tötungen und andere schwere Verbre-
chen gegen die Zivilbevölkerung der Demokratischen Repu-
blik Kongo begehen;

c) den Übergangsprozess in der Demokratischen Repu-
blik Kongo zu unterstützen und die am 25. September 2003 in
New York unterzeichneten Grundsätze über gutnachbarliche
Beziehungen und Zusammenarbeit zwischen der Demokrati-
schen Republik Kongo und Burundi, Ruanda und Uganda392

voll einzuhalten, weiter auf die erfolgreiche Verwirklichung
des Gemeinsamen Verifikationsmechanismus hinzuarbeiten,
über die Drei-plus-Eins-Kommission zu handeln und die
Grundsätze der Erklärung von Daressalam vom 20. November
2004 zu achten, und begrüßt die Schritte, die bislang in dieser
Hinsicht getroffen wurden;

d) die Mitglieder der Demokratischen Kräfte zur Befrei-
ung Ruandas im Einklang mit den anwendbaren Normen des
Völkerrechts und unter Achtung der Menschenrechte und
Grundfreiheiten friedlich zu repatriieren und die Rechte und
das Wohlergehen der Rückkehrer und der Flüchtlingsbevölke-
rung zu gewährleisten;

e) auch weiterhin mit dem Internationalen Strafge-
richtshof und dem Internationalen Strafgerichtshof für Ruanda
zusammenzuarbeiten und insbesondere im Fall der Demokra-
tischen Republik Kongo rasche Fortschritte bei der Verab-
schiedung der Rechtsvorschriften zu erzielen, die für einen rei-
bungslosen Ablauf der Untersuchungen des Internationalen
Strafgerichtshofs in der Demokratischen Republik Kongo er-
forderlich sind;

8. fordert den Generalsekretär nachdrücklich auf, seine
Arbeit zur Beseitigung sexueller Ausbeutung und sexuellen
Missbrauchs durch Personal der Mission der Organisation der
Vereinten Nationen in der Demokratischen Republik Kongo
fortzusetzen; 

9. legt der internationalen Gemeinschaft nahe,

a) den Übergangsprozess in der Demokratischen Repu-
blik Kongo und die entsprechenden Institutionen auch künftig
zu unterstützen und insbesondere den Wahlprozess zu unter-
stützen und weitere Hilfe bei der Reform des Justizsystems zu
gewähren;

b) das Waffenembargo über die Demokratische Repu-
blik Kongo einzuhalten, das mit der Resolution 1493 (2003)
des Sicherheitsrats vom 28. Juli 2003 verhängt und mit der
Ratsresolution 1596 (2005) vom 18. April 2005 ausgeweitet
wurde, und die Sanktionsmaßnahmen gegen die vom Rat ge-
mäß seiner Resolution 1596 (2005) und seiner Resolution

1616 (2005) vom 29. Juli 2005 benannten Einzelpersonen
durchzusetzen;

c) auch weiterhin politischen Druck auf die beteiligten
Staaten und auf die Mitglieder der bewaffneten Gruppen aus-
zuüben, die ihre Basis im Osten der Demokratischen Republik
Kongo haben, um ihre Fähigkeit zur Beschaffung weiterer Fi-
nanzmittel einzuschränken, die zur Begehung weiterer Tötun-
gen und anderer schwerer Verbrechen beiträgt;

10. beschließt, die Menschenrechtssituation in der De-
mokratischen Republik Kongo weiter zu prüfen, und ersucht
den unabhängigen Experten für die Menschenrechtssituation
in der Demokratischen Republik Kongo, der Generalver-
sammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung Bericht zu er-
statten.

RESOLUTION 60/171

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 75 Stimmen und 50 Gegenstimmen bei 43 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/509/Add.3 und Corr.1,
Ziff. 70)393:

Dafür: Albanien, Andorra, Argentinien, Australien, Belgien, Belize, Bolivien,
Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Chile, Costa Rica, Dänemark, Deutsch-
land, Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik
Mazedonien, El Salvador, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Griechenland,
Guatemala, Haiti, Honduras, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Kanada, Kroa-
tien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Marshallinseln, Maure-
tanien, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Neuseeland, Ni-
caragua, Niederlande, Norwegen, Österreich, Palau, Papua-Neuguinea, Para-
guay, Peru, Polen, Portugal, Republik Moldau, Rumänien, Salomonen, Samoa,
San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien und Montenegro, Slowakei, Sloweni-
en, Spanien, St. Vincent und die Grenadinen, Timor-Leste, Tonga, Tschechische
Republik, Tuvalu, Ukraine, Ungarn, Vanuatu, Vereinigtes Königreich Großbritan-
nien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern.

Dagegen: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Armenien, Aserbaidschan, Bah-
rain, Bangladesch, Belarus, Botsuana, Brunei Darussalam, China, Demokrati-
sche Volksrepublik Korea, Dschibuti, Gambia, Guinea, Indien, Indonesien, Iran
(Islamische Republik), Jemen, Kasachstan, Katar, Kirgisistan, Kuba, Kuwait, Li-
banon, Libysch-Arabische Dschamahirija, Malaysia, Malediven, Marokko, Myan-
mar, Niger, Oman, Pakistan, Russische Föderation, Saudi-Arabien, Senegal,
Simbabwe, Somalia, St. Lucia, Sri Lanka, Südafrika, Sudan, Syrische Arabische
Republik, Tadschikistan, Togo, Tunesien, Turkmenistan, Usbekistan, Venezuela
(Bolivarische Republik), Vietnam.

Enthaltungen: Angola, Antigua und Barbuda, Äthiopien, Bahamas, Barba-
dos, Benin, Bhutan, Brasilien, Burkina Faso, Burundi, Côte d'Ivoire, Demokrati-
sche Republik Kongo, Eritrea, Ghana, Guinea-Bissau, Guyana, Irak, Jamaika,
Kamerun, Kap Verde, Kenia, Kolumbien, Laotische Volksdemokratische Repu-
blik, Lesotho, Mali, Mauritius, Mongolei, Mosambik, Namibia, Nepal, Nigeria, Pa-
nama, Philippinen, Republik Korea, Ruanda, Sambia, Singapur, Suriname, Thai-

392 A/58/428-S/2003/983, Anlage. 

393 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bulga-
rien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Maze-
donien, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Island, Isra-
el, Italien, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxem-
burg, Malta, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Neuseeland,
Niederlande, Norwegen, Österreich, Palau, Papua-Neuguinea, Polen,
Portugal, Republik Moldau, Rumänien, Schweden, Schweiz, Slowakei,
Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Tuvalu, Ungarn, Vereinig-
tes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von
Amerika und Zypern.
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land, Trinidad und Tobago, Uganda, Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte
Republik Tansania.

60/171. Die Menschenrechtssituation in der Islamischen
Republik Iran

Die Generalversammlung,

geleitet von der Charta der Vereinten Nationen, der Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte394, den Internationalen
Menschenrechtspakten395 und anderen internationalen Men-
schenrechtsübereinkünften,

erneut erklärend, dass alle Mitgliedstaaten gehalten sind,
die Menschenrechte und Grundfreiheiten zu fördern und zu
schützen und ihren Verpflichtungen aus den verschiedenen in-
ternationalen Rechtsakten auf diesem Gebiet nachzukommen,

eingedenk dessen, dass die Islamische Republik Iran Ver-
tragspartei des Internationalen Paktes über bürgerliche und po-
litische Rechte395, des Internationalen Paktes über wirtschaft-
liche, soziale und kulturelle Rechte395, des Internationalen
Übereinkommens zur Beseitigung jeder Form von Rassendis-
kriminierung396 sowie des Übereinkommens über die Rechte
des Kindes397 ist,

unter Hinweis auf ihre früheren Resolutionen zu dieser
Frage, zuletzt Resolution 59/205 vom 20. Dezember 2004, so-
wie unter Hinweis auf die Resolution 2001/17 der Menschen-
rechtskommission vom 20. April 2001398,

Kenntnis nehmend von den Erklärungen der Regierung der
Islamischen Republik Iran zur stärkeren Achtung der Men-
schenrechte in dem Land und zur Förderung der Rechtsstaat-
lichkeit,

1. begrüßt

a) die von der Regierung der Islamischen Republik Iran
im April 2002 ausgesprochene offene Einladung an alle the-
matischen Mechanismen zur Überwachung der Menschen-
rechte und die den Mandatsträgern der besonderen Verfahren
der Menschenrechtskommission während ihrer Besuche ge-
währte Zusammenarbeit;

b) den Besuch der Sonderberichterstatterin der Men-
schenrechtskommission über Gewalt gegen Frauen, ihre Ur-
sachen und Folgen vom 29. Januar bis 6. Februar 2005 in der
Islamischen Republik Iran; 

c) den Besuch des Sonderberichterstatters der Men-
schenrechtskommission über angemessenes Wohnen als Be-
standteil des Rechts auf einen angemessenen Lebensstandard
vom 19. bis 30. Juli 2005 in der Islamischen Republik Iran;

d) die Empfehlung des obersten Richters der Islami-
schen Republik Iran an die Richterschaft im Dezember 2002,
in Fällen, in denen sonst die Strafe der Steinigung verhängt
würde, eine andere Art der Bestrafung zu wählen;

e) die Verkündung eines Folterverbots durch den ober-
sten Richter im April 2004 und die anschließende Verabschie-
dung entsprechender Gesetze durch das Parlament, die vom
Wächterrat im Mai 2004 gebilligt wurden;

f) die Erfüllung der Verpflichtung der Islamischen Re-
publik Iran, als Vertragspartei des Übereinkommens über die
Rechte des Kindes397, dem Ausschuss über die Rechte des Kin-
des im Januar 2005 Bericht zu erstatten;

g) die Menschenrechtsdialoge zwischen der Islami-
schen Republik Iran und einer Reihe von Ländern, während sie
gleichzeitig bedauert, dass einige dieser Dialoge in letzter Zeit
nicht mehr regelmäßig stattfinden;

h) die Zusammenarbeit mit Organisationen der Verein-
ten Nationen bei der Ausarbeitung von Programmen auf dem
Gebiet der Menschenrechte, der guten Regierungsführung und
der Rechtsstaatlichkeit;

2. verleiht ihrer ernsten Besorgnis Ausdruck über

a) die anhaltende Drangsalierung, Einschüchterung und
Verfolgung von Menschenrechtsverteidigern, nichtstaatlichen
Organisationen, politischen Gegnern, religiösen Dissidenten,
politischen Reformern, Journalisten, Parlamentariern, Studen-
ten, Geistlichen, Akademikern und Bloggern, namentlich
durch ungebührliche Einschränkungen der Versammlungs-
und Meinungsfreiheit und der freien Meinungsäußerung, die
willkürlichen Festnahmen einzelner Personen und ihrer Fami-
lienangehörigen, die ungerechtfertigte Schließung von Zeitun-
gen und die Blockierung von Internetseiten sowie das Fehlen
zahlreicher Voraussetzungen für freie und faire Wahlen, na-
mentlich die willkürliche Disqualifizierung einer großen Zahl
potenzieller Kandidaten, einschließlich aller Frauen, während
der Präsidentschaftswahlen im Juni 2005;

b) die fortdauernde unvollständige Erfüllung internatio-
naler Normen in der Rechtspflege und insbesondere das Feh-
len ordnungsgemäßer Verfahren, die Verweigerung einer fai-
ren und öffentlichen Verhandlung, die Verweigerung des
Rechts inhaftierter Personen auf einen Rechtsbeistand und auf
Zugang zu einem Rechtsbeistand, die Nutzung von Gesetzen
über die nationale Sicherheit zur Verweigerung der Menschen-
rechte, die Drangsalierung, Einschüchterung und Verfolgung
von Verteidigern und anderen Rechtsbeiständen, die Nicht-
achtung international anerkannter Garantien, unter anderem
im Hinblick auf Angehörige religiöser, ethnischer oder natio-
naler Minderheiten, ob offiziell anerkannt oder nicht, die Ver-
hängung willkürlicher Gefängnisstrafen und die Verletzung
der Rechte Inhaftierter, einschließlich der systematischen und
willkürlichen Anwendung langer Einzelhaft, das Fehlen einer
angemessenen medizinischen Versorgung für Strafgefangene

394 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/grunddok/ar217a3.html. 
395 Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Deutsche Übersetzung: dBGBl.
1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS 1993 750
(Zivilpakt); dBGBl. 1973 II S. 1569; LGBl. 1999 Nr. 57; öBGBl.
Nr. 590/1978; AS 1993 725 (Sozialpakt).
396 Resolution 2106 A (XX), Anlage. Deutsche Übersetzung: dBGBl.
1969 II S. 961; LGBl. 2000 Nr. 80; öBGBl. Nr. 377/1972; AS 1995 1164.
397 United Nations, Treaty Series, Vol. 1577, Nr. 27531. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1992 II S. 121; LGBl. 1996 Nr. 163; öBGBl. Nr. 7/1993;
AS 1998 2055.
398 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2001,
Supplement No. 3 (E/2001/23), Kap. II, Abschn. A.
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und die willkürliche Verweigerung von Kontakten zwischen
Inhaftierten und ihren Familienangehörigen;

c) die fortgesetzte Anwendung von Folter und grausa-
mer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder
Strafe, wie etwa Auspeitschen oder Amputation;

d) die fortgesetzte Durchführung öffentlicher Hinrich-
tungen, einschließlich öffentlicher Gruppenhinrichtungen, so-
wie zahlreicher anderer Hinrichtungen unter Missachtung in-
ternational anerkannter Garantien und missbilligt insbesonde-
re die Hinrichtung von Personen, die zum Zeitpunkt der Be-
gehung ihrer Straftat unter 18 Jahren waren, unter Verstoß
gegen die Verpflichtungen der Islamischen Republik Iran nach
Artikel 37 des Übereinkommens über die Rechte des Kindes
und Artikel 6 des Internationalen Paktes über bürgerliche und
politische Rechte395 und trotz der Verkündung eines Moratori-
ums für die Hinrichtung Jugendlicher;

e) die anhaltende Gewalt gegen Frauen und Mädchen
und ihre Diskriminierung im Gesetz und in der Praxis, unge-
achtet geringfügiger gesetzgeberischer Verbesserungen, und
die Weigerung des Wächterrats, Maßnahmen zur Behebung
dieser systematischen Diskriminierung zu ergreifen, und stellt
in diesem Zusammenhang fest, dass der Wächterrat im August
2003 den Vorschlag des gewählten Parlaments ablehnte, dem
Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminie-
rung der Frau399 beizutreten;

f) das Weiterbestehen von Diskriminierung und ande-
ren Menschenrechtsverletzungen gegenüber Angehörigen eth-
nischer und religiöser Minderheiten, ob anerkannt oder nicht,
einschließlich Arabern, Kurden, Belutschen, Christen, Juden
und sunnitischer Muslime, die Ausweitung und gesteigerte
Häufigkeit von Diskriminierung und anderen Menschen-
rechtsverletzungen gegenüber den Bahá'í, einschließlich der
Fälle willkürlicher Festnahme und Haft, die Verweigerung der
Religionsfreiheit oder der öffentlichen Wahrnehmung von
Angelegenheiten der Gemeinde, die Missachtung von Eigen-
tumsrechten, die Zerstörung von Stätten mit religiöser Bedeu-
tung, die Aussetzung sozialer, bildungs- und gemeinschafts-
bezogener Aktivitäten und die Verweigerung des Zugangs zu
Hochschulbildung, Beschäftigung, Renten, angemessenem
Wohnraum und anderen Leistungen sowie die jüngsten ge-
waltsamen Repressionsmaßnahmen gegen Kurden;

3. fordert die Regierung der Islamischen Republik Iran
auf,

a) die uneingeschränkte Achtung des Rechts auf Ver-
sammlungsfreiheit, Meinungsfreiheit und freie Meinungsäu-
ßerung sowie des Rechts, an der Gestaltung der öffentlichen
Angelegenheiten teilzunehmen, zu gewährleisten, im Ein-
klang mit ihren Verpflichtungen aus dem Internationalen Pakt
über bürgerliche und politische Rechte, und insbesondere die
Drangsalierung, Einschüchterung und Verfolgung von politi-
schen Gegnern und Menschenrechtsverteidigern zu beenden,

namentlich durch die Freilassung von Personen, die willkür-
lich oder auf Grund ihrer politischen Ansichten in Haft gehal-
ten werden;

b) die uneingeschränkte Achtung des Rechts auf ein
ordnungsgemäßes Verfahren, einschließlich des Rechts inhaf-
tierter Personen auf einen Rechtsbeistand und auf Zugang zu
einem Rechtsbeistand, in Strafverfahren zu gewährleisten und
insbesondere eine faire und öffentliche Verhandlung vor ei-
nem zuständigen, unabhängigen, unparteiischen und auf Ge-
setz beruhenden Gericht zu gewährleisten, die Drangsalie-
rung, Einschüchterung und Verfolgung von Verteidigern und
anderen Rechtsbeiständen zu beenden sowie die Gleichheit
vor dem Gesetz und den gleichen Schutz durch das Gesetz
ohne jede Diskriminierung in allen Fällen zu gewährleisten,
einschließlich für Angehörige religiöser, ethnischer, sprachli-
cher oder anderer Minderheitengruppen, ob offiziell anerkannt
oder nicht; 

c) die Anwendung von Folter und anderer grausamer,
unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe,
wie Amputationen und Auspeitschen, im Gesetz und in der
Praxis zu beseitigen, der Straflosigkeit für Menschenrechts-
verletzungen, die Straftaten darstellen, ein Ende zu setzen, in-
dem die Täter im Einklang mit internationalen Normen vor
Gericht gestellt werden, und, wie von dem gewählten irani-
schen Parlament vorgeschlagen, dem Übereinkommen gegen
Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigen-
de Behandlung oder Strafe400 beizutreten;

d) öffentliche Hinrichtungen und andere Hinrichtun-
gen, die unter Missachtung international anerkannter Garanti-
en durchgeführt werden, abzuschaffen, insbesondere, wie der
Ausschuss für die Rechte des Kindes in seinem Bericht vom
Januar 2005401 forderte, Hinrichtungen von Personen, die zum
Zeitpunkt ihrer Straftat unter 18 Jahre waren, und das Mora-
torium für Hinrichtungen durch Steinigung aufrechtzuerhalten
und dieses Moratorium gesetzlich zu verankern, als ersten
Schritt in Richtung auf die Abschaffung dieser Strafe;

e) alle Formen der Diskriminierung und Gewalt gegen
Frauen und Mädchen, im Gesetz und in der Praxis, zu beseiti-
gen und, wie von dem gewählten iranischen Parlament vorge-
schlagen, dem Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form
von Diskriminierung der Frau beizutreten;

f) alle Formen der Diskriminierung aus religiösen, eth-
nischen oder sprachlichen Gründen und alle andere Menschen-
rechtsverletzungen gegenüber Angehörigen von Minderhei-
ten, einschließlich Arabern, Kurden, Belutschen, Christen, Ju-
den, sunnitischer Muslime sowie der Bahá'í, im Gesetz und in
der Praxis zu beseitigen und diese Angelegenheit auf offene
Art und Weise unter voller Mitwirkung der Minderheiten
selbst anzugehen, im Übrigen die uneingeschränkte Achtung
des Rechts auf Gedanken-, Gewissens-, Religions- und Welt-
anschauungsfreiheit aller Personen zu gewährleisten und den

399 United Nations, Treaty Series, Vol. 1249, Nr. 20378. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1985 II S. 647; LGBl. 1996 Nr. 164; öBGBl.
Nr. 443/1982; AS 1999 1579.

400 Ebd., Vol. 1465, Nr. 24841. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1990 II
S. 246; LGBl. 1991 Nr. 59; öBGBl. Nr. 492/1987; AS 1987 1307.
401 Siehe CRC/C/146. 
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Bericht des Sonderberichterstatters der Menschenrechtskom-
mission über religiöse Intoleranz von 1996402, der der Islami-
schen Republik Iran Möglichkeiten für die Emanzipierung der
Bahá'í-Gemeinschaft empfahl, umzusetzen;

4. ermutigt die thematischen Mechanismen der Men-
schenrechtskommission, namentlich den Sonderberichterstat-
ter über außergerichtliche, summarische oder willkürliche
Hinrichtungen, den Sonderberichterstatter über Folter und an-
dere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behand-
lung oder Strafe, den Sonderberichterstatter über die Unabhän-
gigkeit von Richtern und Anwälten, die Sonderberichterstat-
terin über Religions- und Weltanschauungsfreiheit, den Son-
derberichterstatter über die Förderung und den Schutz des
Rechts auf Meinungsfreiheit und des Rechts der freien Mei-
nungsäußerung, die Sonderbeauftragte des Generalsekretärs
für die Lage der Menschenrechtsverteidiger und die Arbeits-
gruppe zur Frage des Verschwindenlassens von Personen, die
Islamische Republik Iran zu besuchen oder ihre Arbeit zur
Verbesserung der Menschenrechtssituation in der Islamischen
Republik Iran auf andere Weise fortzusetzen, und fordert die
Regierung der Islamischen Republik Iran nachdrücklich auf,
mit diesen besonderen Mechanismen zusammenzuarbeiten
und darzustellen, wie deren anschließende Empfehlungen um-
gesetzt wurden, einschließlich der Empfehlungen der Man-
datsträger der besonderen Verfahren, die das Land in den ver-
gangenen zwölf Monaten besuchten;

5. beschließt, die Prüfung der Menschenrechtssituation
in der Islamischen Republik Iran auf ihrer einundsechzigsten
Tagung unter dem Punkt "Menschenrechtsfragen" im Lichte
der von der Menschenrechtskommission vorgelegten zusätz-
lichen Elemente fortzusetzen.

RESOLUTION 60/172

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 71 Stimmen und 35 Gegenstimmen bei 60 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/509/Add.3 und Corr.1,
Ziff. 70)403:

Dafür: Albanien, Andorra, Argentinien, Australien, Belgien, Bolivien, Bosni-
en und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Chile, Costa Rica, Dänemark,
Deutschland, Dominikanische Republik, ehemalige jugoslawische Republik Ma-
zedonien, Ecuador, El Salvador, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland,
Guatemala, Haiti, Honduras, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Kanada, Kroa-
tien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Marshallinseln, Maure-
tanien, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Neuseeland, Ni-
caragua, Niederlande, Norwegen, Österreich, Palau, Papua-Neuguinea, Para-
guay, Peru, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Sa-
moa, San Marino, St. Vincent und die Grenadinen, Schweden, Schweiz, Serbien

und Montenegro, Slowakei, Slowenien, Spanien, Timor-Leste, Tschechische
Republik, Ungarn, Uruguay, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordir-
land, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern.

Dagegen: Afghanistan, Ägypten, Aserbaidschan, Bahrain, Bangladesch,
Belarus, Brunei Darussalam, China, Demokratische Volksrepublik Korea, Gam-
bia, Indonesien, Iran (Islamische Republik), Jemen, Jordanien, Kasachstan, Ka-
tar, Kuba, Kuwait, Libysch-Arabische Dschamahirija, Malaysia, Malediven, Ma-
rokko, Myanmar, Oman, Pakistan, Saudi-Arabien, Simbabwe, Sudan, Syrische
Arabische Republik, Tadschikistan, Turkmenistan, Usbekistan, Venezuela (Boli-
varische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vietnam.

Enthaltungen: Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Armenien, Äthiopien,
Bahamas, Barbados, Belize, Benin, Bhutan, Botsuana, Burkina Faso, Burundi,
Côte d'Ivoire, Demokratische Republik Kongo, Dschibuti, Eritrea, Fidschi, Gha-
na, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Indien, Irak, Jamaika, Kamerun, Kap Ver-
de, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Laotische Volksdemokratische Republik, Le-
sotho, Malawi, Mali, Mauritius, Mosambik, Namibia, Nepal, Niger, Nigeria, Pana-
ma, Philippinen, Ruanda, Russische Föderation, Sambia, Senegal, Singapur,
Somalia, Sri Lanka, St. Lucia, Südafrika, Suriname, Thailand, Togo, Tonga, Tri-
nidad und Tobago, Tunesien, Uganda, Vanuatu, Vereinigte Republik Tansania.

60/172. Die Menschenrechtssituation in Turkmenistan

Die Generalversammlung,

erneut erklärend, dass alle Mitgliedstaaten der Vereinten
Nationen gehalten sind, die Menschenrechte und Grundfrei-
heiten zu fördern und zu schützen und ihren Verpflichtungen
aus den verschiedenen internationalen Rechtsakten auf diesem
Gebiet nachzukommen,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 58/194 vom 22. De-
zember 2003 und 59/206 vom 20. Dezember 2004 sowie auf
die Resolutionen der Menschenrechtskommission 2003/11
vom 16. April 2003404 und 2004/12 vom 15. April 2004405,

Kenntnis nehmend von der Beendigung der ersten Bedarfs-
ermittlungsmission des Amtes des Hohen Kommissars der
Vereinten Nationen für Menschenrechte in Turkmenistan im
März 2004 und von den laufenden Konsultationen zur endgül-
tigen Festlegung eines möglichen Projekts der technischen Zu-
sammenarbeit,

mit Genugtuung feststellend, dass die Regierung Turkme-
nistans den Amtierenden Vorsitzenden und den Hohen Kom-
missar für nationale Minderheiten der Organisation für Sicher-
heit und Zusammenarbeit in Europa empfangen hat,

unter Begrüßung des Berichts des Generalsekretärs vom
20. September 2005406, der zu dem Schluss kommt, dass die
Regierung Turkmenistans bei der Regelung von Menschen-
rechtsfragen zwar gewisse Fortschritte gemacht und Bereit-
schaft zur Zusammenarbeit mit der internationalen Gemein-
schaft gezeigt hat, dass jedoch insgesamt hinsichtlich des Vor-
gehens gegen schwere Menschenrechtsverletzungen keine
ausreichende Verbesserung erfolgt ist,

erneut erklärend, dass Maßnahmen zur Verbesserung der
Sicherheit und zum Kampf gegen den Terrorismus im Ein-

402 Siehe E/CN.4/1996/95/Add.2. 
403 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Australien, Belgien, Bulgarien, Däne-
mark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Est-
land, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Island, Israel, Italien,
Japan, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg,
Malta, Niederlande, Norwegen, Österreich, Palau, Polen, Portugal, Re-
publik Moldau, Rumänien, Schweden, Schweiz, Slowakei, Slowenien,
Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich Groß-
britannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika und Zypern.

404 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2003,
Supplement No. 3 (E/2003/23), Kap. II, Abschn. A.
405 Ebd., 2004, Supplement No. 3 (E/2004/23), Kap. II, Abschn. A.
406 A/60/367.



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Error
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /CMYK
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e9ad88d2891cf76845370524d53705237300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc9ad854c18cea76845370524d5370523786557406300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /DEU <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <FEFF9ad854c18cea306a30d730ea30d730ec30b951fa529b7528002000410064006f0062006500200050004400460020658766f8306e4f5c6210306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103055308c305f0020005000440046002030d530a130a430eb306f3001004100630072006f0062006100740020304a30883073002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d3067958b304f30533068304c3067304d307e305930023053306e8a2d5b9a306b306f30d530a930f330c8306e57cb30818fbc307f304c5fc59808306730593002>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020ace0d488c9c80020c2dcd5d80020c778c1c4c5d00020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die zijn geoptimaliseerd voor prepress-afdrukken van hoge kwaliteit. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents best suited for high-quality prepress printing.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /ConvertToCMYK
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles false
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice




